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Finale im Prozess um den mutmaßlichen Bestechungsskandal in der Justiz
Plädoyers am Dienstag – möglicherweise fällt noch am selben Tag das Urteil gegen
die fünf Angeklagten. Eine Analyse von Ursachen und Auswirkungen eines Falls,
der  das  Vertrauen  in  die  baden-württembergische  Justiz  erschüttert  hat.
Hintergrundbericht : Es ist der Schlusspunkt eines Verfahrens, das weit über einen
Gerichtssaal hinausreicht: Am Dienstag um 13.30 Uhr verhandelt das Landgericht
Stuttgart  den  Korruptionsprozess  um  ein  mutmaßliches  Datenleck  in  der
Staatsanwaltschaft  Stuttgart  zu  Ende.  Die  Plädoyers  von  Anklage  und
Verteidigung stehen an – und die Möglichkeit, dass noch am selben Tag das Urteil
gegen die fünf  Angeklagten verkündet wird.  Auf  der Anklagebank sitzen zwei
Beschäftigte der Behörde sowie drei Männer, die den Informationshandel nach
Überzeugung  der  Anklage  organisiert  oder  von  ihm  profitiert  haben  sollen.  Die
Staatsanwaltschaft Heilbronn, die das Verfahren aus Neutralitätsgründen führt,
spricht von einem „kriminellen Datenleck“ und einem „Bestechungssystem“.
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Der Vorwurf: Aktenwissen gegen Bargeld und Schmuck
Nach  Überzeugung  der  Anklage  haben  die  beiden  Justizbeschäftigten  –  ein
Justizhauptsekretär,  der  als  Wachtmeister  Dienst  tat,  und  eine  Angestellte  im
Unterstützungsbereich  –  zwischen  2022  und  2025  über  die  interne  Software  „web.sta“
vertrauliche  Informationen  aus  laufenden  Verfahren  abgerufen  und  an  mutmaßliche
Auftraggeber weitergegeben. Als Gegenleistung sollen sie Geld und Schmuck erhalten haben;
ein weiterer Angeklagter soll den Wachtmeister für einzelne Auskünfte direkt bezahlt haben.
Ein fünfter Angeklagter soll als Kurier gedient haben.

Web.sta ist die zentrale Arbeitsplattform aller Staatsanwaltschaften in Baden-Württemberg.
Über das System werden Strafverfahren vom Eingang bis zum Abschluss verwaltet: neue
Fälle, Akten, Fristen, Verfügungen und Anklagen – und der Austausch mit Registern wie dem
Bundeszentralregister.  Wer  Zugriff  hat,  kann  mitlesen,  gegen  wen  ermittelt  wird,  welche
Maßnahmen geplant sind und wer als Zeuge oder Beschuldigter geführt wird. Genau dieses
Wissen war nach Überzeugung der Ermittler das Handelsgut: über interne Datenabfragen
sollte Einfluss auf laufende Ermittlungsverfahren genommen werden.

Die  Anklage  wirft  den  beiden  Beschäftigten  Bestechlichkeit  und  die  Verletzung  von
Dienstgeheimnissen vor. Dem Justizhauptsekretär darüber hinaus, Erkenntnisse aus weiteren
Verfahren und eingegangenen Strafanzeigen an Personen aus seinem persönlichen Umfeld
weitergegeben zu haben; zweimal soll er Verfahrensakten noch vor ihrer Erfassung mit nach
Hause genommen haben – die Anklage wertet dies als Verwahrungsbruch und versuchte
Strafvereitelung im Amt. Den beiden mutmaßlichen Auftraggebern werden Anstiftung zur
Verletzung von Dienstgeheimnissen und Bestechung vorgeworfen, dem mutmaßlichen Kurier
Beihilfe zur Bestechung.

Die Spur beginnt mit Schüssen in Tamm
Aufgeflogen  ist  das  mutmaßliche  System  nicht  durch  Kontrollen,  sondern  durch  einen
beinahe tödlichen Anschlag. Mitte Mai 2025 wurde ein damals 23 Jahre alter Mitarbeiter einer
Sicherheitsfirma  in  Tamm  (Kreis  Ludwigsburg)  auf  offener  Straße  angeschossen  und
lebensgefährlich  verletzt.  Nach  einem  fehlgeschlagenen  ersten  Anschlagsversuch  am
Vorabend feuerte der Schütze einen Tag später erneut; das Opfer überlebte nur knapp. Es
äußerte gegenüber den Ermittlern den Verdacht, dass zwei Männer aus den Niederlanden zu
dem  Anschlag  angestiftet  worden  sein  könnten  –  sie  wurden  im  Oktober  2025
festgenommen.

Die Sonderkommission „Frost“, benannt nach der Kreuzung, an der die ersten Schüsse fielen,
ermittelte  in  einem Komplex  aus  Schüssen,  Brandanschlägen  und  Konflikten  rivalisierender
Sicherheitsfirmen.  Dabei  stießen  die  Beamten  auf  Verbindungen  in  die  Justiz:  Die
mutmaßlichen Auftraggeber des Anschlags sollen dieselben Männer sein, die sich auch im
Stuttgarter  Verfahren  verantworten  müssen  –  und  die  nach  Überzeugung  der



Staatsanwaltschaft zugleich von Beschäftigten der Staatsanwaltschaft Stuttgart mit internen
Informationen versorgt worden sein sollen. Im November 2025 wurden Büros der Behörde
durchsucht;  insgesamt  sieben  Beschäftigte  gerieten  in  den  Verdacht,  gegen  Geld
Dienstgeheimnisse  verraten  zu  haben.  Zwei  von  ihnen  stehen  nun  vor  Gericht.  Der
Wachtmeister und die beiden mutmaßlichen Auftraggeber kamen in Untersuchungshaft.

Mitte März 2026 erhob die Staatsanwaltschaft Heilbronn Anklage gegen fünf Personen, am 6.
Mai  2026  begann  der  Prozess  vor  dem  Landgericht  Stuttgart;  zunächst  waren  zehn
Verhandlungstage  angesetzt.  Das  erste  Verfahren  des  Gesamtkomplexes  ist  bereits
abgeschlossen: Das Landgericht Heilbronn verurteilte am 24. Juni 2026 den 28 Jahre alten
niederländischen Schützen wegen versuchten Auftragsmordes zu 14 Jahren Haft,  seinen
Komplizen wegen Beihilfe  zu sechs Jahren.  Der Schütze hatte die Tat  eingeräumt,  aber
bestritten, sein Opfer habe sterben sollen; das Opfer selbst sagte nicht aus – nach eigenen
Angaben, weil es um sein Leben fürchtet.

Ein Geständnis mit Einschränkungen
Der Justizhauptsekretär hat die Vorwürfe zum Prozessauftakt in weiten Teilen eingeräumt;
sein  Anwalt  verlas  eine  entsprechende  Erklärung.  Einschränkend  ließ  der  Angeklagte
erklären,  er  habe  keine  streng  geheimen  Daten  weitergegeben;  auf  einen  Teil  der
Informationen hätten auch Rechtsanwälte Zugriff gehabt. Die Berichterstattung über den Fall
sei  überzogen  gewesen.  Die  Verteidigung  beantragte  zudem,  Erkenntnisse  aus  einer
Telefonüberwachung nicht  zu  verwerten:  Die  Überwachung sei  „Beifang“  eines  anderen
Verfahrens gewesen und stehe in keinem Zusammenhang mit dem verhandelten Fall.

Was die Staatsanwaltschaft fordert
Die Staatsanwaltschaft hat nach Angaben des Landgerichts für den Justizhauptsekretär eine
Haftstrafe von fünf Jahren und acht Monaten beantragt, für die Angestellte von zweieinhalb
Jahren; für zwei der weiteren Angeklagten fordert sie fünf Jahre beziehungsweise vier Jahre
und zehn Monate. Die Verteidigung hält diese Forderungen für abwegig und hatte – wenn
überhaupt – Bewährungs- und Geldstrafen ins Spiel gebracht. Die Kammer ist an die Anträge
nicht gebunden; ob sie das Urteil noch am Dienstag verkündet oder einen neuen Termin
anberaumt, war am Morgen des Verhandlungstages offen.

Ursachen: Ein System, das auf Vertrauen setzt
Der Fall wirft die Frage auf, wie ein Datenhandel über Jahre unbemerkt bleiben konnte. Ein
Teil der Antwort liegt in der Architektur des Systems: Die Zugänge zu web.sta sind weit
verteilt.  Frank  Schwörer,  Leiter  der  Staatsanwaltschaft  Heilbronn,  sagte  im  baden-
württembergischen Landtag: „In meiner Behörde haben eigentlich alle Bediensteten außer
den Reinigungskräften einen Zugang.“ Auch Mitarbeitende im Unterstützungsbereich, die
nicht selbst ermitteln, können darin lesen, was laufende Verfahren enthalten. Die Kontrolle
setzt  damit  in  hohem Maße auf  persönliche Integrität  statt  auf  technische Begrenzung:



Rollenprofile,  die  Zugriffe  auf  das  dienstlich  Notwendige  beschränken,  eine  verpflichtende
Protokollierung  von  Abfragen  und  ein  Monitoring  auffälliger  Suchmuster  hätten  den  Handel
erschweren können.

Hinzu kommt die Nachfrageseite. Im Milieu rivalisierender Sicherheitsfirmen, in dem der Fall
verwurzelt ist, ist Wissen über Ermittlungen, Zeugen oder geplante Maßnahmen eine Waffe:
Wer  früh  erfährt,  gegen  wen  ermittelt  wird  oder  wer  aussagen  soll,  kann  Verfahren
beeinflussen,  Beweise  vereiteln  und  Gegner  unter  Druck  setzen.  Geld  und  Schmuck  waren
nach  Überzeugung  der  Anklage  der  Preis,  zu  dem  Beschäftigte  diese  Waffe  lieferten  –  ein
„Bestechungssystem“,  keine  einmalige  Verfehlung.  Dass  der  Wachtmeister  zudem  aus
eigenem Antrieb Informationen an Personen aus seinem persönlichen Umfeld weitergegeben
haben soll, deutet darauf hin, dass neben strukturellen Schwächen auch individuelle Motive –
von  finanziellen  Anreizen  bis  zur  Gefälligkeit  im  Bekanntenkreis  –  zusammenwirkten.
Aufgeflogen ist das Netz am Ende nicht durch interne Kontrolle, sondern durch einen Zufall:
die Ermittlungen zu einem versuchten Auftragsmord.

Auswirkungen: Erschüttertes Vertrauen, offene Fragen
Die Folgen des Falls reichen weit über den Prozess hinaus. Zunächst steht das Vertrauen in
die  Justiz  auf  dem  Prüfstand:  Eine  Staatsanwaltschaft,  deren  Mitarbeiter
Ermittlungsgeheimnisse  verkaufen,  gefährdet  nicht  nur  einzelne  Verfahren,  sondern  die
Glaubwürdigkeit  des  Rechtsstaats.  Konkret  könnten  betroffene  Ermittlungsverfahren
revisionsanfällig werden, weil  Verteidiger geltend machen können, ihre Mandanten seien
durch  das  Leck  benachteiligt  worden.  Und  der  Schaden  kann  bis  zur  Gefährdung  von
Menschen reichen: Der Angeschossene von Tamm sagte aus Angst um sein Leben nicht aus –
die Sorge vor Vergeltung ist in diesem Milieu keine Theorie, sondern Alltag.

Politisch  hat  der  Fall  bereits  Wellen  geschlagen.  Der  Landtag  von  Baden-Württemberg
befasste sich Mitte November 2025 in einer Sondersitzung des Ständigen Ausschusses mit
dem  Korruptionsverdacht;  Justizministerin  Marion  Gentges  (CDU)  räumte  ein,  es  gebe
„einzelne schwarze Schafe“, und kündigte an, vergleichbare Fälle der vergangenen Jahre zu
prüfen. Nach ihren Angaben gab es in den vergangenen fünf Jahren drei Verurteilungen
wegen Datenweitergabe; sieben Verfahren wurden eingestellt, sechs liefen noch. Ob aus dem
Fall  Konsequenzen  für  den  Umgang  mit  web.sta  folgen  –  etwa  engere  Zugriffsrechte,
verpflichtende  Protokollierung  oder  Stichprobenkontrollen  –,  wird  eine  der  zentralen  Lehren
des Verfahrens sein. Auch die von der Verteidigung aufgeworfene Frage, wie mit „Beifang“-
Erkenntnissen aus Telefonüberwachungen umzugehen ist,  reicht  weit  über den Einzelfall
hinaus.

Für die Angeklagten selbst sind die Konsequenzen bereits spürbar: Die Beschäftigten sind
vom Dienst freigestellt, gegen den Wachtmeister und die mutmaßlichen Auftraggeber wurde
Untersuchungshaft  verhängt.  Im  Falle  einer  Verurteilung  drohen  neben  den  Haftstrafen
disziplinarische Folgen bis hin zum Verlust des Beamtenstatus. Der Prozess ist damit zugleich



ein Lehrstück über den Preis, den der Rechtsstaat zahlt, wenn er auf die Integrität Einzelner
vertraut, ohne sie systematisch abzusichern.

Wie es weitergeht
Ob  das  Stuttgarter  Urteil  noch  am  Dienstag  verkündet  wird,  war  am  Morgen  des
Verhandlungstages offen. Unabhängig vom Ausgang dürfte der Komplex nicht abgeschlossen
sein: Die Serie von Gewalttaten, die mit dem Anschlag von Tamm verbunden wird – darunter
ein  Autobrand in  Bietigheim-Bissingen und Schüsse in  Ludwigsburg,  bei  denen niemand
verletzt wurde –, wirft weiter Fragen auf, und die Justiz muss beweisen, dass sie aus dem Fall
mehr gelernt hat als die Erkenntnis, dass Vertrauen allein kein Sicherheitssystem ist. Die
unschuldsvermutung bleibt dabei Maßstab: Bis zur rechtskräftigen Entscheidung gelten alle
fünf Angeklagten als unschuldig.

Der Fall in Kürze

Gericht / Termin

Landgericht Stuttgart, Dienstag, 4.
August 2026, 13.30 Uhr – Plädoyers,
möglicherweise Urteilsverkündung am

selben Tag

Angeklagte

Fünf: ein Justizhauptsekretär
(Wachtmeister) und eine Angestellte im

Unterstützungsbereich der
Staatsanwaltschaft Stuttgart, zwei

mutmaßliche Auftraggeber, ein
mutmaßlicher Kurier

Tatzeitraum 2022 bis 2025

Vorwürfe

Bestechlichkeit und Verletzung von
Dienstgeheimnissen (Beschäftigte);

Anstiftung zur Verletzung von
Dienstgeheimnissen und Bestechung

(Auftraggeber); Beihilfe zur Bestechung
(Kurier); zudem Verwahrungsbruch und
versuchte Strafvereitelung im Amt

(Wachtmeister)



Strafanträge der
Staatsanwaltschaft

5 Jahre 8 Monate (Justizhauptsekretär),
2 Jahre 6 Monate (Angestellte), 5 Jahre
und 4 Jahre 10 Monate (zwei weitere

Angeklagte); Verteidigung plädiert für
Bewährungs- und Geldstrafen

Verfahrensführung
Staatsanwaltschaft Heilbronn (aus

Neutralitätsgründen); Sonderkommission
„Frost“; Anklage vom 16. März 2026

Zeitleiste des Verfahrenskomplexes

Mai 2025
Schüsse auf einen 23-jährigen Security-

Mitarbeiter in Tamm (Kreis Ludwigsburg); das
Opfer überlebt nur knapp

Oktober
2025

Festnahme zweier Niederländer, die den Schützen
gefahren und geschossen haben sollen; Soko

„Frost“ ermittelt

November
2025

Durchsuchung der Staatsanwaltschaft Stuttgart;
sieben Beschäftigte geraten unter Verdacht;

Untersuchungshaft für den Wachtmeister und zwei
mutmaßliche Auftraggeber; Sondersitzung des

Landtags

16. März
2026

Anklageerhebung gegen fünf Personen

6. Mai 2026 Prozessauftakt am Landgericht Stuttgart

24. Juni
2026

Landgericht Heilbronn: 14 Jahre Haft für den
Schützen (versuchter Auftragsmord), 6 Jahre für

seinen Komplizen (Beihilfe)

4. August
2026

Plädoyers am Landgericht Stuttgart, mögliche
Urteilsverkündung

Hinweis  der  Redaktion:  Grundlage  dieses  Berichts  sind  öffentliche  Berichte  der
Deutschen  Presse-Agentur  (dpa,  u.  a.  veröffentlicht  über  Welt,  Süddeutsche
Zeitung und n-tv), von tagesschau.de/SWR, des Landtags von Baden-Württemberg
sowie der Stuttgarter Zeitung und der Stuttgarter Nachrichten sowie dem STERN.
Stand:  4.  August  2026,  vor  Beginn  der  P lädoyers.  Im  Sinne  der
Unschuldsvermutung gelten alle  fünf  Angeklagten bis  zu einer  rechtskräftigen



Verurteilung als unschuldig; die Schilderungen folgen den Anklagevorwürfen und
sind entsprechend gekennzeichnet.


